
70,— monatlich, Insgesamt Iso 1 960,— abzuziehen. Das ergibt
einen chadensersatz für Erwerbsminderung VO. ınsgesamt wäh-
rend das Landgericht auf rund des Abzuges VO  } 4 000 gen zuviel
bezahlten 5Schmerzensgeld den adensersatzanspruch in volleın Umfang
abgelehnt Insoweıiıt Wal das angeiochtene Urteil abzuändern.
Im übrigen hat das Landgericht mit Zutreffender, VO. den Parteien ın der
erufung nıcht weilıler angegriffener Begründung dem Kläger weiteren Scha-
densersatz In Hohe VOo zugesprochen
Auf die Berufung des Klägers wWar er das Urteil abzuändern, daß die Be-
klagten als Gesamtschuldner weitere 3977,12 zahlen en egen
der Zinsen wird auf das Ersturteil verwlesen. Im übrigen die Berufung
des Klägers keinen Erfolg; das gleiche gıit für die Anschlu.  erufung der
Beklagten.
Die 5 E S n beruht auf $ g 7 9 'g ZPO die vorläufige
Vollstreckbarkeit auf 708 1ft. ZP  ©
Da die Voraussetzungen, ıntler denen 1ne Anfechtung dieses Urteils statt-
findet, unzweifelhaft nicht vorliegen, Waäalr den Anträgen der artej]en auf
Vollstreckungsschutz icht stattzugeben ($ 713 ZPO)
Verkündet Oktober 1959

Es folgen die nterschriften

Beitra35höhe bei freiwilliger Versicherung VO  an

Ordensleuten
Ein Sozialgerichtsurteil

RDENSLEUTE KEIN EIGENES EINKOMMEN. EINE NS-
PERSON KANN SICH BEI FRE  ER VER:!  NG MIT DER

DER INDESTBEITRAG
Urteil des Sozialgerichtes chen, ammer, VOo 8, 1959
Aktenzeichen:

Urteil
In der Angestelltenversicherungsstreitsache
O1s f WOo Schweiklberg, Post Vilshofen Ndby.,., Kläger
Prozeßbevollmächtigter: Odilo appl, Benediktiner-Abtei Schweiklberg,
Post Vilshofen/Ndby.

l_33_nde;v_e£s>iche_ru.ngsanvsta für Angestellte, Berlin-
Wilmersdorfi, Ruhrstraße 2l Beklagte
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hat das Sozlalgericht München, Kammer, ugust 1959 1mM schrift-
ichen Verfahren gemäa 124 ADs des Sozlalgerichtsgesetzes
besetzt mit

als Vorsitzender: Sozialgerichtsrat
als SOozialrichter Dr Theodor Geschäftsinhaber, Munchen
als S50zlalrıchter ate raef, Anwaltssekretarin, Munchen

e C er kannn
Der Bescheid VO KL Oktober 1956 un! der Widerspruchsbescheid
VO pri 1957 der Beklagten werden aufgehoben.

II Es wird festgestellt, daß dıe Ireiwillıgen eiträge der Klasse M die der
Kläger iın der eit VO. Januar 1953 bıs unı 1955 entrichtet hat,
wirksam sind.

I1 Die eklagte hat dem Kläger seine außergerichtlichen Kosten 61-

tatten
Tatbestand

Der 11 1933 geborene Kläger ist Ordensangehöriger un Lalenbru-
der 1n der enediktiner-AbDbtei Schweiklberg bei Vilshofen
Laut Versicherungskarte NT. entrichtete der Kläger als eiträge ULE

Selbstversicherung 1n der eit VO: 1953 bis 1955 Beitrags-
marken der Klasse I1 4,50.
Mit Bescheid VO 11 1956 beanstandete die Beklagte die eitrage als

nledrig un orderie den Kläger auf, damıiıt diese eitrage auf die ge-
etzliche Hohe gebracht würden, VO: 1953 D1S 31 den nier-
schiedsbe1itrag VO.  H Klasse I1 auf Klasse H. das sind _ 30,—
und VO 1955 bis 1955 noch d d diesen nterschiedsbetrag, das
sind 0,— 1so insgesamt 36,— nachzuentrichten, denn muUüsse
VO  b einem monatlichen Einkommen VO 30,— ausS  ge werden.
In ma des Klägers wandie siıch ater 110 Rappl miıt chriftsatz
VO DE 1956 diesen Besche1d Der Bevollmächtigte raumte War

ein, daß der Wert der Unterhaltsleistung, die der Kläger VO Kloster C1-

a  e, mehr als 50,— monatlich betrage, jedoch selien dıese Unterhalts-
Jeistungen einschließliıch sonstiger achwertbezüge Fürsorgeleistungen
gleichzustellen. Dıiese seien ber nıcht Einkommen 1m Sinne des 185
des Angestelltenversicherungsgesetzes M DZzZw. 1440 der el  S-
versicherungsordnung d.

Wenn daruber hinaus der Lebensunterhalt, den ıne Ehe{frau VO  H3 ihrem
Ehemann erhalte und der normalerweise viel mehr umfasse als den -
bedingt notwendigen Lebensbedarf, nıcht als Einkommen 1m Sinne der
genannten Bestimmungen gelte, konne auch der Lebensunterhalt, den eın
Ordensangehöriger VO: seinem en erhält, ebenfalls nicht als Eınkom-
INe  - 1m Sinne des 185 AWV!  C d. angesehen werden. Der Auffassung
VO:  - Weimann (in 1956, 69), daß der einem Ordensangehörigen VO
en geleistete Unterhalt dem Unterhalt einer Eheifrau, den S1e von ih-
Ie Ehemann erhält, nicht gleichzusetzen sel, koöonne nicht gefolgt werden.
Nach einem weiıteren Schriftwechsel erteıilte die eklagte, die bei ihrer
Auffassung verblieb, 1957 Widerspruchsbescheid. Sie w1ıes darauf
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hin, daß Einkommen 1m Sinne des 185 AVG alle Einkünifte sel]len,
die dem Versi  ertiten ohne Rüchsicht auf ihre uelle zuiloben Als Für-
sorgeleistung sel der dem Kläger gewährte Unterhalt jedenfalls nıcht NZU-
sehen.
Mit Schriftsatz VO 1957 rief daraufhın der Bevollmä  tigte des
Klägers das Sozialgericht und beantragte festzustellen, daß die VO

Kläger ın der Klasse I1 entrichteten ireiwilligen eiträage wirksam selen.
Zur Begründung wiederholte der Bevollmächtigte 1mM wesentlichen des
bisherigen Vortrag
Die eklagte beantragite mit Schriftsatz VO: 1957 unter inwels auf
die Begruündung 1mM Widerspruchsbescheld dje lageabweisung. In der
mündlichen Verhandlung 1959 führte der Bevollmächtigte dus,
wenn schon der Unterhalt eines Ordensangehörigen als Einkommen NZU-

sehen sel, auch der Unterhalt der Eheifrau Einkommen wäre. Er bezog sich
au{ eın uia!  en des Prof. Dr Scheuermann VO der Universitä München
VO 1958, ın welchem unter ea  ung des Kanonischen iın
Anlehnung die Rechtsprechung des früheren Reichsfinanzhofes ausgeführt
sel, daß der Ordensangehörige seinem en In einem familienähn! li-
chen Verhältnis stie Er beantragte festzustellen, daß die VO Kläger 1n
der eit VO. 1953 bis 1955 enirlı  eien eitrage echt in der
Klasse 11 entrichtet sind. Mit einer Entscheidung gemä. y  Ö 124 Abs SGCGC
erklartie sich einverstanden. Der Beklagtenvertreter beantragte age-
abweisung.
Die Kammer vertagte die Streitsache, das ufta  en des Prof Dr.
Scheuermann beizuziehen und beschloß, da el Parteien sich gemä. 124
Abs SGG einverstanden erklärten hatten, ohne weilere mündliche Ver-
andlungen die Sache ntscheiden Das ula  en VO  } Prof Dr Scheu-
ermanm VO 1958 ZUT rage der Nachversicherung jener Ordensleute
ın der Bundesrepublik Deutschland, welche aus ihrem klöster  en Ver-
band ausschelden, wurde beigezogen. egen des Sachverhalts 1m einzel-
NnenNn wiırd auf den gesamte: Akteninhalt verwlıiesen.

Entscheidungssründe
Die Ortliche un sachliche Zuständigkeit des Sozlalgerichts München 61-

gibt sıch du den dS S SGG ın Verbindung miıt LT Abs der Ver-
Oordnung über die Zuständigkeit in der Sozlalgerichtsbarkeit VO
1954 (GVBI 56)
Obgleich schon mündlich verhandelt wurde, ist ıne Entscheidung gemä.
d 124 ADs SGG möglich (vgl Peters-Sauter-Wolf Anm 11 124 S5GG)
Die T1ist- und formgerecht erhobene age iıst zulässig. Der Kläger be-
gehrte die Feststellung, daß seine freiwillig enr  eien eitrage In der
richtigen Höhe entrichtet un damit wirksam ınd om1 beinhaltet das
Klagebegehren die Feststellung eines Rechtsverhältnisses 1m Sinne des

Abs NrT. SGG, denn Beitragsstreitigkeiten gehören dieser ruppe
VO  - Klagearten (vgl. Peters-Sautter-Wolf Anm IIb SGG Der Klä-
ger hat auch der alsba  igen Feststellung eın bere  tigtes Interesse,
weil VO  - der Feststellung abhängt, ob seine 1n lasse I1 entrichteten Bei-



räge wirksam s1Nd. Dieses wirtschaftliche Interesse ist ber ausreichend
(vgl BSG VO 1957 In Breithaupt 19583, 347) Das gesetzlich VOTI-

geschriebene Verfahren ($ Abs 5GG] ıst ordnungsgemäß durchgeführt
Dıe age iıst auch sachliıch begründet.
ema 185 AV!  ® sınd für die Weiterversicherung un Selbstversi-
cCherung Beiträge ın der dem jeweiligen Einkommen entsprechenden (je-
haltsklasse, mındestens ber In der Gehaltsklasse entrichten Das
gleiche gılt 1n 1440 Abs RV'  C F Y NUur daß hier die eiträge In der
Lohnklasse entrichten SINd. Was als Einkommen 1m S1inne diıeser VorT-
schrılten verstehen ist, hat die Rechtssprechung insbesondere das
ehemalige Reichsversicherungsamt 1ın erlautert, daß unter „Einkommen“”
das wirtschaftliche Einkommen verstehen ist (Grundsätzl. Ents  eldung
Nr. 4314 in Vf=2 amı ist dieser Einkommensbegriff einerseits
weitergehend als derjenige des Arbeitsverdienstes, deckt s1ıch ber
dererseits nıcht mıiıt dem steuerpflichtigen Einkommen (vgl erbDands-
kommentar Auflage, Anm 1440 RVO) Nıcht als Einkommen -
gesehen wurde jede Art VO  —J Fürsorgeleistungen, weil SIe VO  an der Be-
dürftigkeit des Vers!  erten abhängen (RVA ın Grundsätzl Entscheidung
NrT. 3170 in 28/165). Fürsorgeleistungen sSind er die Fursorgeunter-
stützung nach der Fürsorgepflicht- Verordnung, die rühere Arbeitslosen-
fürsorgeunterstützung, die rühere Unterhaltshilfe nach dem Sofor  e-
geselz, Ausgleichsrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz un andere
(Verbandskommentar Aufl
Insbesondere ist auch der Unterhalt einer Ehefrau ohne eigenes Einkom-
IMEeN, den S1e VO  - ihrem Ehemann erhält, kein Einkommen. Nach 1360
BGB d. umfaßte die allgemeine Unterhaltspflicht des Ehemannes den
gesamten Lebensbedar der Ehefrau (vgl koch-Hartmann AV  ® Auflage

185) Hinsichtlich der Unterhaltspflicht des Ehemannes kam
der auf die Bedürftigkeit der Ehef{frau noch darauf, ob die Ehefrau el-
N ermögen (Palan Aufl Anm # 4} 1360 BGB

Der Kläger Verirı NU.  _ die Ansicht, wenn schon der Unterhalt einer Ehe-
firau nicht als Einkommen 1m Sinne des 5 185 AVG anzusehen sel,
urie auch der Unterhalt, der iıhm VO:  - seiner Ordensgemeinschaft YeE-
wa wird, nıcht als Einkommen angesehen werden. Er begründet dies
mıiıt der sogenannten Familientheorie, wıe sSiIe 1m genannien uta!:  en VOo  >
Prof Dr Scheuermann vertreten wIrd. Unter ist hlerzu 0 ausSge-
u  F®, „daß die Angehörigen des Ordens weder Arbeitnehmer des Ordens
noch tiwa Personen sSind, die ın einem arbeıterähnlichen Verhältnis
ihm stehen Dies 1st eindeutig, Wenn die UOrdensprofe nıcht als eın ZWeel-
seltiges Vertragsverhältnis, sondern als 1Ine Form der Eingliederung ın
den Ordensverband (Inkorporation) betrachtet wÄiTrd. Demnach sınd die
Beziehungen der Ordensangehörigen ZU Orden jenen verglei  bar, w1ıe
s1ie Zwischen 1e und Leib, 1e und aup' stehen. Die hiıer geschilder-
ten kirchenrechtlichen Verhältnisse formen den für das WEe. echt be-
deutsamen Tatbestan
Diese Auffassung hat auch tatsächlich ea  ung ın der Rechtssprechung
gefunden, insbesondere Steuerrecht. So hat der ehemalige Reichsfinanz-
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hof 1mMm Urteil VOoO 1940 (veröffentlicht 1 IChiv füur katholisches
Kirchenrech 21 1941, 2895} festgestellt:

„Katholische Ordensangehörige sind keine Arbeitnehmer des ÖOTrT-
dens Das ergibt sıch aus der auf dem Gedanken der Ordensfamilie
eruhenden Familientheorie Ordensangehörige stehen demnach in
jedem a  €e, einerlel, sSi1e 1 en der auf Außenstellen atıg
sind, ihrem en In einem familienähnli  en Verhältnis USW.  ‚

Zwar hat der Bundesfinanzhof{f ın seinem Urteil VO 1951 (Archiv fuür
katholisches Kirchenrech 12 1954 206) diese Auffassung des ehemalı-
gen Reichsfinanzhoi{is abgelehnt. Die Kammer ist ber der Nsicht,

daß diese Familientheorie den tatsä  en un rechtlichen
Gegebenheiten des Verhältnisses der Ordensgemeinschaft ZUuU
iıhren Mitgliedern entspricht un auch 1mM öffentlich-rechtli  en
S5ozialversicherungsrecht anzuwenden ıst, denn unter Einkom-
MmMen 1 Steuerrecht und 1m Sozilalversicherungsrecht wird das
wirtschaftliche Einkommen verstanden, miıt anderen Worten,
der Grundbegriff „Einkommen“ ist 1n diesen Rechtsgebieten
der gleiche, 1UT ist Einkommen 1 Steuerrecht noch differen-
ziert, durch ıne Enumeration 1 Einkommensteuergesetz.

Der nsıcht VO:  — Weimann (AV 1956 09) kann dıie Kammer daher nıcht
folgen. Weimann fürt ‚US, daß der Ordensangehörige sıch durch die Pro-
ieß auch in Wirklichkeit der Verfügungsmacht über seine 1n der gesetz-
lichen Rentenversicherung eschlossenen Möglichkeiten begeben hat Wenn

sich gleichwohl freiwillig weiterversichert, ist ın Wirklichkeit die
Gemeinschaft, die diese abnahme dus eigenem Vermögen VOorslie: SO-
fern der ngehörige der Ordensgemeinschaft bDber ungeachtet dessen nach
außen hin 1 Re  sverkehr VO  3 seiner Bındung keinen Gebrauch macht,
soNndern als Staatsbürger die freiwillige Versicherung beansprucht, kann

sich auch gen der Höhe der Beiträge nicht auf diese indungen De-
rufen, die durch sein Gelübde In Ansehung des Einkommens eingegan-
gen ist. ET musse sich gen der Höhe der eiträge verhalten, als sel

in Wirklichkeit ungebunden, un die eiträge W  en, WI1e dies dem
Lebensstandard, zumindest ber dem Wert seiner Sachbezüge entspricht.
Es ist nicht richtig, daß der Urdensangehörige sich durch die Profeß der
Verfügungsmacht über seine ın der gesetzlichen Rentenversicherung De-
schlossenen Möglichkeiten begeben hat Er bleibt ber auch nach Eintritt
ın den en Staatsbürger mit en Rechten und Pflichten Er kann sich
auch freiwillig versichern, wWenn dıe gesetzlichen Voraussetzungen vorlie-
gen. Daß dazu 1mM Innenverhältnis der Genehmigung des rdens bedarf,
ist unbehelflich. Es trifft daß die Ordensgemeinschaft die eiträge für
ihren AngehöÖörigen za denn ist Ja vermögenslos. Aber auch ın der
Ehe zahlt der Ehemann die eiträge für seine Ehefrau, die hne eigenes
Einkommen ıst. el ommt auch nicht darauf welchen Lebens-
tandard die Eheirau hat, wıe ho  Q der Wert der Sachbezüge 1m e1in-
zelnen 1st. Wenn INna  y ber VO  —y der Familientheorie hinsichtlich des Ver-
hältnisses UOrdensangehöriger seiner Gemeinschaft ausgeht, ist nicht
darauf abzustellen, W.d>S der en 1 einzelnen seinen Mitgliedern an Le-
bensunterhalt und chwerten gewährt, sondern arauf, daß der einzelne



Angehörige selbst vermögenslos und Nn  u wıe die Ehefrau ohne eigenes
Einkommen ist. Der Ordensangehörige darf er auch die Mindestbeiträge
entrichten O1g INa  — der Auffassung VO Weılımann, mu auch 1
Verhältnis Ehemann- Ehe{irau hinsıiıchtlich der Hohe der ireiwillıgen Bei-
räge der Ehefrau auf den tatsächlichen Wert des bezogenen Lebensunter-
haltes abgestellt werden. amı ware ber nıcht die Ehefrau die Versi-
erte, sondern etzten es der Ehemann Das kann ber nıcht echtens
sSe1N.

Die Kammer ist er der Auffassung, daß der Kläger echt eitraäge
der Klasse I1 entrichtet hat.

Dem Kläger ist allerdings nicht folgen, wWenNnn die Unterhaltsleistung,
dıe VO  S seinem en erhält, als Fürsorgeleistung ansıieht, denn ıhm
ıst nach dem Kanonischen echt eın Lebensunterhalt garantiert. Diese
Verpflichtung des Ordens chlıeßt VO  — vorneherein Bedürftigkeit des e1n-
zelnen Ordensangehörigen Qus ESs 1Iso das besondere erkmal der
Fürsorgeleistung, die Subsidarıtä

Da das Klagebegehren somıit begründet WAäl, mußte der Bescheid VO 11
1956 un der Widerspruchsbescheid VO 1957 aufgehoben wWel-

den

Die Kostenentscheidung gründet sich auf 193 SGG

egen dieses Urteil E die erufung zulässig (3 143 SGG) Die erufung
1st eım ayerischen Landessozialgericht 1n München, Odeonsplatz 1N-
nerhalb elines Monats nach Zustellung des Urteils der U

Niederschrift des rTkundsbeamten der Geschäflftsstelle einzulegen. Die Be-
rufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Einlegung der erufung innerhalb
der T1S ZUI Niederschrift des Tkundsbeamten der Geschäftsstelle des
Sozialgerichtes München, en 2 7 Ludwigstraße 14, Eingang erklärt
wird. Die Berufungsschrift so1l ın doppelter ertigung eingereicht werden,
das angefochtene Urteil bezeichnen, einen estimmten ntrag enthalten
und die ZUTI Begründung dienenden atsachen Uun: Beweismitte angeben
(3 151 SGOG)

ge2z Te

Ausgefertigt:

Der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle
des Sozialgerichts München

iege. gez2 Reinstein

Regierungsoberinspektor

Vorstehendes Urteil is! Urci Rechtsmittelverzi rechtskrälftig geworden.
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